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IV. Strafbeſtimmungen , ſoweit ſolche
nicht ſchon unter l . —Ill . enthalten ſind.

1 . Polizeiſtrafgeſetzbuch .
§ 30 . Neben den Beſtimmungen des gegenwärtigen Ge⸗

ſetzbuches bleibt den Polizeibehörden die Befugniß vorbe⸗
halten , auch unabhängig von der ſtrafgerichtlichen Verfolgung
rechts - und ordnungswidrige Zuſtände innerhalb ihrer Zu⸗
ſtändigkeit zu beſeitigen und deren Entſtehung oder Fortſetzung
zu hindern .

Anordnungen dieſer Art ſind nur inſoweit zu treffen ,
als ſie im öffentlichen Intereſſe geboten erſcheinen .

Perſönlicher Zwang kann nur angewendet werden , wenn
die zu treffenden Maßregeln ohne ſolchen undurchführbar
ſind ; ein Gewahrſam darf in ſolchem Falle die Dauer von
48 Stunden nicht überſteigen .

Über den Erſatz der durch ſolche Maßregeln entſtandenen
Koſten hat in allen Fällen die Polizeibehörde zu erkennen
und das Erkenntniß nach den Beſtimmungen über die Bei⸗
treibung der auf dem öffentlichen Recht beruhenden Forder⸗
ungen der Amtskaſſen vollziehen zu laſſen .

§. 87a . Wer den zur Sicherung der öffentlichen Ge⸗

ſundheit erlaſſenen Verordnungen oder den auf Grund ſolcher
Verorduungen ergangenen bezirks⸗ oder ortspolizeilichen Vor⸗

ſchriften zuwiderhandelt , wird an Geld bis zu 60 Mark oder
mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft . )

§ 108 . An Geld bis zu 50 Mark wird beſtraft :
wer ohne vorgängige Anzeige bei der Polizeibehörde an
Straßen oder gemeinzugänglichen Orten Brüche oder

) Vergleiche hiezu die Verordnung des Miniſteriums des
Innern betr . die Sicherung der öffentlichen Geſundheit und Rein⸗
lachkeit Seite 41 , und die Verordnung über die Einrichtung der
Schlächtereien Seite 78 .
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Strafbeſtimmungen .

Gruben anlegt , betreibt , verläßt oder wieder eröffnet ,

welche durch ihre Tiefe für Vorübergehende Gefahr ver⸗

urſachen können , oder wer hiebei den zur Verhütung
von Unglücksfällen erlaſſenen Verordnungen oder be⸗

ſonderen Vorſchriften der Polizeibehörde zuwiderhandelt ,
5. wer ſonſtigen Beſtimmungen , welche durch Verordnung ,

bezirks⸗ oder ortspolizeiliche Vorſchriften zur Verhütung
von Unglücksfällen erlaſſen ſind , oder den zum gleichen
Zweck von der Polizeibehörde getroffenen Anordnungen

zuwiderhandelt .

§ 116 . An Geld bis zu 150 Mark oder mit Haft
wird beſtraft , wer als Bauherr , Baumeiſter oder Bauhand⸗
werker den Verordnungen über die Baulinie , die Feſtigkeit ,
die Feuerſicherheit und Geſundheit , den örtlichen Bauord⸗

nungen oder den nach Maßgabe dieſer Polizeivorſchriften in

den einzelnen Fällen von der Polizeibehörde getroffenen be⸗

ſonderen Anordnungen zuwiderhandelt . “

§ 119 . Hauseigenthümer oder deren Stellvertreter , welche

ohne vorherige Anzeige bei der Polizeibehörde oder mit Nicht⸗

beachtung der ihnen hierbei ertheilten Anweiſungen Blitzab⸗
leiter anbringen laſſen , oder welche bei den periodiſchen Vi —

ſitationen ſolcher Blitzableiter ihnen gemachten Auflagen nicht

nachkommen , verwirken eine Geldſtrafe bis zu 20 Mark . )

) Vergleiche hiezu die Landesbauverordnung Seite 8.

2) Werden bei Errichtung oder Inſtandhaltung eines Blitz⸗
ableiters nicht die nöthigen Vorſichtsmaßregeln beobachtet , ſo wird

ſtatt des beabſichtigten Schutzes eine ſchwere Gefährdung der be⸗

treffenden Gebäude bewirkt . Es iſt deshalb eine vorgängige Anzeige
von der Errichtung jedes Blitzableiters bei dem Bezirksamte ( § 4 d

der Verordnung vom 20 . September 1864 ) verlangt und eine pe⸗
riodiſche Unterſuchung der Blitzableiter durch Sachverſtändige ange⸗
ordnet , endlich dem Bezirksamte das Recht ertheilk , die Abhilfe der
bei dieſen Anläſſen an den Tag tretenden Mängel zu verlangen .

Die Ausführung der Unterſuchungen erfolgt in der Weiſe , daß

die Bezirksämter periodiſch die Hauseigenthümer auffordern , für die
Viſitationen ihrer Blitzableiter Sorge zu tragen und das Zeugniß
über den Befund vorzulegen . Kommt der Hauseigenthümer dieſer
Aufforderung nicht nach , ſo kann die Viſitation auf ſeine Koſten von

Amtswegen veranlaßt werden . Verordnung Miniſterium des Innern
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